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Der Bundesminister 
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Bonn, den 14. August 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Postverkehr mit dem Ausland 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
22. März 1956 
- Drucksachen 1787, 436 - 


Zu a) 

Die Bundesregierung hat ihre Bemühungen um das Zustandekommen 
einer Europäischen Postunion fortgesetzt und zur Verwirklichung 
dieses Zieles nicht nur auf der Konferenz der europäischen Post- 
und Fernmeldeverwaltungen von Ende Oktober bis Anfang 
November 1956 in Rom und der Europäischen Postkonferenz An- 
fang Februar 1957 in Frankfurt (Main), sondern auch auf mehreren 
Arbeitstagungen der europäischen Post- und Fernmeldeverwaltungen 
konkrete Vorschläge unterbreitet. Die Postverwaltungen der Montan- 
union-Lander haben beschlossen, ein gemeinsames Sekretariat einzu- 
ricliten, das sich vor allem mit der Koordinierung der Bemühungen 
der einzelnen Post- und Fernmeldeverwaltungen auf der europäischen 
Ebene zu befassen hat und die ununterbrochene Zusammenarbeit 
der europäischen Verwaltungen gewährleisten soll. Damit ist ein 
bemerkenswerter Schritt zur Erreichung des endgültigen Zieles, der 
Bildung einer Europäischen Postunion, getan worden. 

Darüber hinaus hat sich die Bundesregierung auch im Minister- 
komitee des Europarates für die Annahme der Empfehlung 102 der 
Beratenden Versammlung des Europarates betreffend die europäische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Post- und Fernmeldewesens 
eingesetzt. Die Empfehlung ist jedoch in der 46. Sitzung der 
Ministerbeauftragten durch Mehrheitsbeschluß insoweit abgelehnt 
worden, als in ihr die Einberufung einer europäischen Konferenz 
der Minister für das Post- und Fernmeldewesen als vorbereitende 
Maßnahme für die Gründung einer Europäischen Postunion ge- 
fordert wird. Die Beratende Versammlung hat diesen Gegenstand 
in der Empfehlung 143 erneut vorgetragen. Die Entscheidung dar- 
über wurde zur Klärung weiterer Fragen bis zur 52. Tagung der 
Ministerbeauftragten zurückgestellt. 
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Zu b) 

Seit Jahren werden von der Bundesregierung Verhandlungen mit 
den Post- und Fernmeldeverwaltungen anderer europäischer Länder 
geführt, um Maßnahmen zu fördern, die geeignet sind, den Post- 
und Fernmeldeverkehr zwischen den Ländern zu verbessern und 
ein einheitliches Gebührensystem zu schaffen. Mit einer Reihe euro- 
päischer Länder (Dänemark, Norwegen, Schweden, Frankreich, den 
Benelux-Ländern und der Schweiz) konnten sowohl auf dem Gebiet 
des Post- als auch des Fernmeldewesens zweiseitige Vereinbarungen 
insbesondere über Gebührensenkung, Vereinfachung in der Ge- 
bührenberechnung und die Aufnahme automatischer Verkehrsbe- 
ziehungen im Fernsprechdienst und im Fernschreibdienst getroffen 
werden. 

Zu c) 

Die westeuropäischen Postverwaltungen haben am 15. September 1956 
eine europäische Briefmarke mit gemeisamen Europamotiv in den 
Verkehr gebracht. 1957 soll der neuen Europamarke, die Mitte 
September herausgebracht wird, das Thema zugrunde gelegt werden; 
„Vereinigtes Europa, Faktor des Friedens und Quelle des Wohl- 
standes”. Jedes Land kann diesen Gedanken frei gestalten. Vom 
Jahre 1958 an sollen die Europamarken nur noch mit einem ge- 
meinsamen Markenbild herausgebracht werden, das aus den von 
den einzelnen Pos' Verwaltungen noch vorzulegenden Entwürfen aus- 
gewählt wird. 

Darüberhinaus ist die Schaffung einer einheitlichen europäischen Brief- 
marke in der Form, daß sie in allen europäischen Staaten mit jeder 
in Europa geltenden Währung gekauft und überall in Europa ohne 
Einschränkung verwendet werden kann, aus finanz- und währungs- 
politischen Gründen z. Z. noch nicht möglich. 


Lemmer 



